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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

6 — 70002 — 2038/58 


Bonn, den 10. April 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über Bodenbenut- 
zungserhebung und Ernteberichterstattung 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 190. Sitzung am 14. März 1958 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zum Gesetzentwurf 
nach Anlage 2 Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zur Stellungnahme des 
Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler: 

Der Bundesminister der Justiz 

Sdiäffer 


Druck: Bonner Universitäts-BudidruckeTei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über Bodenbenutzungserhebung und Ernteberichterstattung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Im Geltungsbereich dieses Gesetzes werden Er- 
hebungen über die Bodenflächen und ihre Benut- 
zung (Bodenbenutzungserhebung) und Bericht- 
erstattungen über Wachstumstand und Ernte von 
Erzeugnissen der Landwirtschaft, des Gartenbaus 
und des Weinbaus (Ernteberichterstattung) als 
Bundesstatistik durchgeführt. 


ERSTER ABSCHNITT 
Bodenbenutzungserhebung 

§ 2 

Die Bodenbenutzungserhebung umfaßt folgende 
Einzelerhebungen : 

1. Vorerhebung über die Bodenbenutzung (Bo- 
denbenutzungsvorerhebung), 

2. Haupterhebung über die Bodenbenutzung 
(Bodenbenutzungshaupterhebung) , 

3. Erhebung über den Anbau von Zwischen- 
früchten und von Futterpflanzen zur Saatgut- 
erzeugung (Bodenbenutzungsnacherhebung) , 

4. Vorerhebung über den Anbau von Gemüse 
und Erdbeeren (Gemüsevorerhebung), 

5. Haupterhebung über den Anbau von Gemüse 
und Erdbeeren (Gemüsehaupterhebung), 

6. Erhebung über die Pflanzenbestände in den 
Baumschulen (Baumschulerhebung). 

§ 3 

(1) Bei der Bodenbenutzungsvorerhebung werden 
jährlich in der Zeit von Januar bis Mai erfaßt 

die Bodenflächen und der Rechtsgrund ihres Be- 
sitzes. 

(2) Auskunftspflichtig sind 

1. die Inhaber und Eigentümer von land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben und von 
Gesamtflächen ab 0,5 Hektar, die ganz 
oder teilweise land- oder forstwirtschaft- 
lich genutzt werden, sowie von allen 
Flächen des Erwerbsgartenbaus und des 
Erwerbsweinbaus, 


2. die Gemeinden für alle sonstigen Boden- 
flächen. 

§ 4 

(1) Bei der Bodenbenutzungshaupterhebung wer- 
den jährlich im Monat Mai erfaßt 

die Nutzung der Bodenflächen und die gegen- 
über der Bodenbenutzungsvorerhebung eingetre- 
tenen Veränderungen der Betriebsflächen. 

(2) Auskunftspflichtig sind 

1. die Inhaber von land- und forstwirtschaft- 
lichen Betrieben und von Gesamtflächen ab 
0,5 Hektar, die ganz oder teilweise land- 
oder forstwirtschaftlich genutzt werden, 
sowie von allen Flächen des Erwerbs- 
gartenbaus und des Erwerbsweinbaus, 

2. die Gemeinden für alle sonstigen Boden- 
flächen. 

§ 5 

(1) Bei der Bodenbenutzungsnacherhebung wer- 
den jährlich im Monat Oktober erfaßt 

der Anbau von landwirtschaftlichen Zwischen- 
früchten und von Futterpflanzen zur Saatgut- 
erzeugung. 

In den Ländern Berlin, Bremen und Hamburg fin- 
det die Bodenbenutzungsnacherhebung nur statt, 
wenn sie nach § 9 Satz 2 als allgemeine Erhebung 
angeordnet wird. 

(2) Auskunftspflichtig sind die Inhaber von land- 
und forstwirtschaftlichen Betrieben und von Ge- 
samtflächen ab 0,5 Hektar, die ganz oder teilweise 
land- oder forstwirtschaftlich genutzt werden. 

§ 6 

(1) Bei der Gemüsevorerhebung werden jährlich 
im Monat Februar erfaßt 

der Anbau von Wintergemüse und Erdbeeren und 
der beabsichtigte Anbau von Gemüse. 

(2) Auskunftspflichtig sind alle Personen, die Ge- 
müse oder Erdbeeren zu Erwerbszwecken anbauen. 

§ 7 

(1) Bei der Gemüsehaupterhebung werden jähr- 
lich im Monat Juli erfaßt 

der Anbau von Gemüse und Erdbeeren sowie der 
beabsichtigte Anbau von Wintergemüse. 
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(2) Auskunftspflichtig sind alle Personen, die 
Gemüse oder Erdbeeren zu Erwerbszwecken an- 
bauen. 

§ 8 

(1) Bei der Baumschulerhebung werden alle zwei 
Jahre, zuerst 1960, in der Zeit von Juli bis August 
erfaßt 

die Bestände an Obst- und Ziergehölzen nach 

Art, Zahl und Anzuchtmerkmalen. 

(2) Auskunftspflichtig sind alle Personen, die sich 
mit der Anzucht der in Absatz 1 genannten Baum- 
schulerzeugnisse befassen. 

§ 9 

Die Erhebungen nach den §§ 3 bis 8 werden re- • 
präsentativ durchgeführt. Der Auswahlsatz soll bei 
den Erhebungen nach den §§ 3 bis 5 zehn vom Hun- 
dert, nach den §§ 6 und 7 zwanzig vom Hundert 
und nach § 8 dreißig vom Hundert der Auskunfts- 
pflichtigen nicht übersteigen. Der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten kann, 
soweit dies zur Erzielung der benötigten Ergebnisse 
geboten ist, durch Rechtsverordnung, die der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedarf, bestimmen, daß 
in einzelnen Jahren die in Satz 1 bezeichneten Er- 
hebungen allgemein durchgeführt werden. 

§ 10 

Bei den Erhebungen werden die Flächen nach 
Nutzung, Kulturarten, Pflanzenarten und Pflanzen- 
gruppen aufgegliedert. 

§ 11 

(1) Den mit der Durchführung der Erhebungen 
beauftragten Personen ist das Betreten der Grund- 
stücke, die Gegenstand der Erhebung sind, zu ge- 
statten. 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer sich Absatz 1 
zuwider weigert, den mit der Durchführung der Er- 
hebungen beauftragten Personen das Betreten der 
Grundstücke, die Gegenstand der Erhebung sind, zu 
gestatten. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße geahndet werden. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Ernteberichterstattung 

§ 12 

Die Ernteberichterstattung umfaßt jährlich in den 
Monaten März bis November Angaben 

1. über Merkmale des Wachstumstandps, 

2. über die Witterungsverhältnisse und -ein- 
flüsse, 

3. über Pflanzenkrankheiten und -Schädlinge 
und ihre Bekämpfung, 

4. über Pflege- und Erntearbeiten, 

5. über die zu erwartende und die tatsächliche 
Ernte und ihre Verwertung, 

6. bei Reben zusätzlich über Mostgewicht, Säure- 
gehalt und Wert des Mostes. 

§ 13 

Die Berichterstattung wird von ehrenamtlichen 
Berichterstattern durchgeführt. Angaben gegenüber 
den Berichterstattern sind freiwillig. 

DRITTER ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 

§ 14 

Die Befugnis der Bundesregierung, Rechtsver- 
ordnungen nach § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Statistik für Bundeszwecke vom 3. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1314) zu erlassen, bleibt un- 
berührt. 

§ 15 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Geset- 
zes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 16 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1959 in Kraft. 
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Begründung 


Die Erhebungen über die Bodenbenutzung und die 
Ernteberichterstattungen gehören zu den ältesten 
Erhebungen der amtlichen Agrarstatistik. Die Er- 
gebnisse dieser Erhebungen liefern wichtiges 
Grundlagenmaterial für die agrarpolitischen Maß- 
nahmen des Bundes und der Länder. Die in dem 
Gesetzentwurf aufgeführten Einzelerhebungen wer- 
den vor allem ständig für folgende Zwecke be- 
nötigt: 

Beurteilung der Versorgungslage an pflanzlichen 
Nahrungs- und Futtermitteln, 

Aufstellung der jährlichen Versorgungspläne für 
Getreide und Zucker nach den Bestimmungen der 
Marktordnungsgesetze, 

Berechnung des Einfuhrbedarfs, 

Beurteilung der weiteren Entwicklung der Erzeu- 
gung, 

Beratung der Landwirtschaft im Hinblick auf die 
Gestaltung des Anbaus. 

Die in dem vorliegenden Gesetzentwurf bezeich- 
neten Erhebungen wurden bisher bereits auf 
Grund der Gemeinsamen Anordnung der Verwal- 
tungen des Vereinigten Wirtschaftsgebietes vom 
1. Juni 1949 (öffentlicher Anzeiger Nr. 50 vom 
25. Juni 1949) in Verbindung mit § 16 Abs. 1 des 
Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke 
(StatGes) vom 3. September 1953 in der Fassung 
des Gesetzes vom 15. Juli 1957 (BGBl. I S. 721) 
durchgeführt. Auf dieser Grundlage kann die Er- 
hebung jedoch ab September 1959 nicht mehr er- 
folgen, da von diesem Zeitpunkt an Rechtsvor- 
schriften erforderlich sind, die dem Abschnitt III 
des StatGes Rechnung tragen. 

Der Deutsche Bundestag hat zwar auf Vorlage der 
Bundesregierung vom 30. April 1957 — Drucksache 
3433 der 2. Wahlperiode — bereits in seiner 
227. Sitzung am 29. August 1957 ein Gesetz über 
Bodenbenutzungserhebung und Ernteberichterstat- 
tung beschlossen; der Bundesrat hat diesem Ge- 
setz aber in seiner 185. Sitzung am 29. November 
1957 seine Zustimmung versagt — BT-Drucksache 
32 — . Auf die dort angeführte Begründung wird 
verwiesen. Ohne ihr beizutreten, berücksichtigt die 
Bundesregierung bei ihrer neuen Vorlage nunmehr 
sachlich die Vorschläge des Bundesrates. 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Entwurfs ist 
zu bemerken: 

§ 1 umreißt den Umfang des Gesetzes. 

§ 2 führt die einzelnen Erhebungen im Rahmen der 
Bodenbenutzung auf. Alle Erhebungen werden auch 
bisher laufend durchgeführt. 

In den §§ 3 bis 8 sind jeweils Zeitpunkt und Ge- 
genstand der Erhebung sowie der Kreis der Aus- 
kunftspflichtigen, die über ihren Betrieb Angaben 
zu machen haben, genannt. Die Bestimmungen ent- 
sprechen der bisherigen Durchführung. 


§ 9: Um die Auskunftspflichtigen und die Gemeinde- 
verwaltungen möglichst zu entlasten, sollen die 
Erhebungen weitgehend als Repräsentativerhe- 
bungen durchgeführt werden. Die Repräsentativer- 
hebung ist deshalb als die Regel herausgestellt. Da- 
bei sind die Auswahlsätze entsprechend den Be- 
dürfnissen und Erfahrungen bei den einzelnen Er- 
hebungen verschieden. Die Auswahlsätze gelten je- 
weils für den Bundesdurchschnitt und können bei 
den einzelnen Ländern verschieden sein. 

Satz 3 soll den Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten ermächtigen, die Er- 
hebungen in einzelnen Jahren allgemein (total) 
durchzuführen. Solche Totalerhebungen sind in be- 
stimmten Zeitabständen notwendig, um die metho- 
dischen Voraussetzungen für einwandfreie Reprä- 
sentativerhebungen und zuverlässige Erntestatisti- 
ken zu sichern. Da Repräsentativerhebungen im 
wesentlichen nur Länderergebnisse erbringen, sind 
Totalerhebungen zeitweise auch zur Erzielung von 
Kreis- und Gemeindeergebnissen erforderlich. 

Die in § 10 bezeichnete Aufgliederung der Flächen 
entspricht der bisherigen Gepflogenheit bei der 
Durchführung der Erhebungen und ist notwendig. 
Die bei der Erhebung übliche Aufgliederung sei 
an folgenden Beispielen erläutert; Unter den Be- 
griff „Nutzung" fällt die grobe Untergliederung der 
Flächen, z. B. landwirtschaftliche Nutzfläche, Wald- 
fläche, öd- und Unland, Gebäude- und Hofflächen, 
Wegeland. Unter „Kulturarten" fallen die Flächen 
des Ackerlandes, der Wiesen, Viehweiden usw., 
während unter „Pflanzenarten" die weitere Unter- 
gliederung der Kulturarten, z. B. die Anbaufläche 
der auf dem Ackerland angebauten Nutzpflanzen, 
anzugeben ist. Zu den „Pflanzengruppen" gehören 
z. B. Winterroggen, Sommerroggen, gewöhnliche 
Frühkartoffeln, vorgekeimte Frühkartoffeln, Früh- 
weißkohl, Dauerweißkohl. 

§11 soll die Möglichkeit geben, die für die Erhe- 
bungen in Frage kommenden Grundstücke zu be- 
treten und damit die Erzielung zuverlässiger Er- 
gebnisse zu gewährleisten. 

Soweit militärische Grundstücke in Frage stehen, 
wird es allgemein genügen, wenn die örtlich zu- 
ständigen Militärdienststellen die erforderlichen 
Auskünfte erteilen, weil die besonderen militäri- 
schen Sicherheitsbestimmungen ohnehin vergehen. 

Die §§ 12 und 13 enthalten die Vorschriften über 
die Emteberichterstattung, die jeweils mit Berich- 
ten über den Wachstumstand beginnt und über die 
Vorschätzimgen zu den endgültigen Emteschätzun- 
gen führt. Das Bundesgebiet ist mit einem Netz 
von Berichtsbezirken, die jeweils einige Gemeinden 
umfassen, überzogen, und zwar gesondert für die 
Berichterstattung über Feldfrüchte und Grünland, 
Gemüse, Obst und Reben bzw. Weinmost. Für je- 
den Berichtsbezirk gibt ein ehrenamtlicher Beridit- 
erstatter dem Statistischen Landesamt auf bestimm- 
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ten Vordrucken Monatsmeldungen, die sich auf die 
311 § 12 festgelegten Gegenstände erstrecken und 
im wesentlichen Schätzungen der Berichterstatter 
darstellen. Die neben den Ernteschätzuiigen für 
einige Getreidearten und Spätkartoffeln angeord- 
neten besonderen Ernteermittlungen, die auf ob- 
jektiven Erntemessungen beruhen, werden auf 
Grund gesonderter Rechtsgrundlagen, zuletzt auf 
Grund der Verordnung über die besondere Ernte- 
ermittlung für die Jahre 1955, 1956 und 1957 vom 
26. Mai 1956 (BAnz. Nr. 102 vom 28. Mai 1955), als 
Stichprobenerhebung durch geführt. 

Aus den Ernteschätzungen der Berichterstatter und 
den Anbauflächen, die bei den Bodenbenutzungs- 
erhebungen ermittelt werden, werden in den Sta- 
tistischen Landesämtern und im Statistischen Bun- 
desamt die vorläufigen und endgültigen Ernten er- 
rechnet. 

§ 14 soll klarstellen, daß die Bundesregierung 
neben den Erhebungen nach diesem Gesetz be- 
rechtigt ist, ergänzende Erhebungen durch Rechts- 
verordnung nach § 6 Abs. 2 StatGes anzuordnen, 
wenn die besonderen Voraussetzungen der ge- 
nannten Ermächtigungsvorschrift erfüllt sind. Hier- 
bei ist z. B. an Obstbaumzählungen, an die Fest- 
stellung der Vertriebenen (Flüchtlings)-eigenschaft 
und an repräsentative Nachprüfungen von Erhe- 
bungen gedacht, die bereits mehrfach zur Fest- 
stellung von Erhebungsfehlern durchgeführt wor- 
den sind, zuletzt auf Grund der Verordnung über 
eine Nachprüfung der Bodenbenutzungserhebungen 
1956 und 1957 vom 21. April 1956 (BAnz. Nr. 83 
vom 28. April 1956). 


Die Klarstellung der Rechtslage durch Einfügung 
einer besonderen Vorschrift ist notwendig, weil 
der Bundesrat in seiner 185. Sitzung am 29. No- 
vember 1957 bei Behandlung der Verordnung über 
Nachprüfungen der Viehzählung (BR-Drucks. Nr. 
303/57) im Zusammenhang mit dem ähnlich gela- 
gerten Viehzählungsgesetz vom 18. Juni 1956 
(BGBl. I S. 522) die Anordnung ergänzender Er- 
hebungen auf Grund von § 6 Abs. 2 StatGes 
für unzulässig gehalten hat. 

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält ein Min- 
destprogramm, das nur die im Zeitpunkt der Ge- 
setzgebung als notwendig erkannten Dauererhe- 
bungen nach § 6 Abs. 1 StatGes anordnet. Die Auf- 
nahme von sogenannten Vorratsermächtigimgen 
wäre damit unvereinbar. 

§ 15 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

§ 16: Das Gesetz soll am 1. Januar 1959 im gesam- 
ten Bundesgebiet einschließlich Saarland in Kraft 
treten. 

Kosten: Wegen der Kosten wird auf die Aufstel- 
lung in der Gesetzesbegründung der Drucksache 
3433 der 2. Wahlperiode Bezug genommen. Die 
dortige Aufstellung geht von Vollerhebungen aus. 
Die Kosten für die nunmehr allgemein geplanten 
Repräsentativerhebungen können noch nicht ange- 
geben werden. Sie werden bei den Gemeinden we- 
sentlich geringer ausfallen als bisher und bei den 
Statistischen Landesämtern zumindest in den er- 
sten Jahren nach der Umstellung über dem Vor- 
anschlag für Vollerhebungen liegen. Für das Sta- 
tistische Bundesamt ist mit gleichbleibenden Kosten 
zu rechnen. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 14. März 1958 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 21. Februar 1958 — 6 — 70002 — 
2038/58 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 190. Sitzung am 14. März 1958 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über Bodenbenut- 
zungserhebung und Ernteberichterstattung 

wie aus der Anlage ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 


Dr. Seidel 

Vizepräsident 
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Stellungnahme des Bundesrates 

1. In § 2 ist die Nr. 1 zu streichen, 
Begründung 

Die Streichung dient der Vereinfachung der 
Rechtsgrundlagen der Erhebung über die Boden- 
benutzung. 

2. § 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Vgl. die Begründung zu Nr. 1. 

3. § 4 Abs. 1 ist wie folgt zu ändern: 

„(1) Bei der Bodenbenutzungshaupterhebung 
werden jährlich in der Zeit von Januar bis Mai 
erfaßt 

die Bodenflächen, der Rechtsgrund ihres Be- 
sitzes, ihre Nutzung sowie der Anbau auf 
dem Ackerland." 

Begründung 

Vgl. die Begründung zu Nr. 1. 

4. In § 5 Abs, 1 ist Satz 2 zu streichen. 
Begründung 

Repräsentativerhebungen sind in den Stadt- 
staaten mit Rücksicht auf die geringe Betriebs- 
zahl ohne Aussagewert. Die Erhebungen nach 
§§ 4 bis 8 werden für die Stadtstaaten in einem 
neuen § 9 a geregelt. 

5. Nach § 9 ist folgender neuer § 9 a einzufügen: 


r,§ 9 a 

In den Ländern Berlin, Bremen und Hamburg 
finden Erhebungen nach §§ 4 bis 8 nur statt, 
wenn sie nach § #9 allgemein durchgeführt wer- 
den." 

Begründung 

Vgl. die Begründung zu Nr. 4. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 

Die Bundesregierung stimmt den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates zu 4 und 5 zu. Sie wider- 
spricht dagegen den Vorschlägen zu 1 bis 3. 

Nach der Begründung des Bundesrates sollen die 
Vorschläge zu 1 bis 3 lediglich die Rechtsgrund- 
lagen der Erhebungen vereinfachen, indem die 
Bodenbenutzungsvorerhebung und die Bodenbenut- 
zungshaupterhebung in einer Vorschrift zusammen- 
gefaßt werden. Es erscheint jedoch zweifelhaft, ob 
bei einer solchen Regelung auch künftig noch die 
Tatbestände der Vorerhebung zeitlich getrennt von 
denen der Haupterhebung erfaßt werden dürften. 

Da dies aus Gründen der Erhebungstechnik und der 
Sicherheit der Ergebnisse in der Mehrzahl der Län- 
der gewährleistet bleiben muß, sollte insoweit an 
der klareren Fassung der §§ 2 bis 4 der Regierungs- 
vorlage festgehalten werden. 



